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Antrag 

der Abg. Katrin Steinhülb-Joos u. a. SPD 

 

Umsetzung der Ganztagesförderung in Baden-Württemberg 

 

 
Der Landtag wolle beschließen, 

die Landesregierung zu ersuchen 

 

zu berichten, 

 

1. durch welche Verfahren sie die Qualität in den Kinderschutzverfahren entsprechend § 8a Sozialge-

setzbuch – Kinder- und Jugendhilfe (SGB VIII) in den Betreuungsangeboten in kommunaler und 

freier Trägerschaft (§ 8b Schulgesetz [SchG]) sicherstellt; 

 

2. welche Rolle den staatlichen Schulämtern und Regierungspräsidien bei der Sicherstellung der Qualität 

der Kinderschutzverfahren in den Betreuungsangeboten in kommunaler und freier Trägerschaft zu-

kommt; 

 

3. wie die Schulaufsichtsbehörden überprüfen, inwiefern die Träger von Betreuungsangeboten in kom-

munaler und freier Trägerschaft nach § 8b SchG die erforderlichen Schutzkonzepte innerhalb der Ein-

richtung umsetzen; 

 

4. welchen Stellenwert sie präventiven Maßnahmen in den Einrichtungen nach § 8b SchG im Hinblick 

auf die erforderlichen Schutzkonzepte beimisst; 

 

5. anhand welcher Kriterien die Schulaufsichtsbehörden überprüfen, ob in Betreuungsangeboten in kom-

munaler und freier Trägerschaft nach § 8b SchG eine Beschäftigung von zu wenig und/oder ungeeig-

netem Personal vorliegt, wie in der Handreichung der Schulaufsicht über Betreuungsangebote in kom-

munaler und freier Trägerschaft beschrieben; 

 

6. wie sie den „Qualitätsrahmen Betreuung“ überarbeiten wird, insbesondere unter Darstellung, wie 

lange eine solche Überarbeitung dauern wird; 

 

7. wie sich ein Betriebserlaubnisverfahren oder ähnliches Verfahren für die Betreuungsangebote in kom-

munaler und freier Trägerschaft nach § 8b SchG gestaltet, insbesondere unter Darstellung der Krite-

rien aus dem SGB VIII, welche hierfür übernommen werden; 

 

8. wie sie sicherstellt, dass für bedürftige Kinder, die Betreuungsangebote in kommunaler und freier 

Trägerschaft nach § 8b SchG besuchen, der Teilnahmebeitrag nach § 90 SGB VIII ganz oder teilweise 

vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen wird, auch wenn diese Einrichtungen nicht 

über eine Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII verfügen; 

 

9. ob ihr Fälle bekannt sind, in denen es zu Problemen der Kostenübernahme von Betreuungsangeboten 

in kommunaler oder freier Trägerschaft für Schülerinnen und Schüler nach § 90 SGB VIII kam, weil 

deren Ganztageseinrichtung nicht über eine Betriebserlaubnis nach § 45 SGB VIII verfügte; 

 

10. wer bei der Erfüllung des Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreuung für Kinder zuständig ist, die ein 

Sonderpädagogisches Bildungs- und Beratungszentrum besuchen; 

 

 



11. welche Angebote der Kinder- und Jugendhilfe (zum Beispiel Tagesgruppen, soziale Gruppenarbeit) 

sowohl im Bereich der Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren als auch in der Regel-

schule als rechtsanspruchserfüllend gelten; 

 

12. welche Angebote der Kinder- und Jugendhilfe im Bereich der Sonderpädagogischen Bildungs- und 

Beratungszentren als nicht rechtsanspruchserfüllend gelten; 

 

13. weshalb das Ganztagesangebot nach § 4a des Schulgesetzes an den Sonderpädagogischen Bildungs- 

und Beratungszentren auf die Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren mit dem Förder-

schwerpunkt Lernen beschränkt bleiben soll; 

 

14. wie sich die Zahl der Ganztagsschulen in den vergangenen zehn Schuljahren in Baden-Württemberg 

hinsichtlich der pro Schuljahr neu hinzugekommenen und weggefallenen Ganztagsschulen sowie nach 

Ganztagesschulen in gebundener Form und in Wahlform entwickelt hat; 

 

15. welche konkreten Regelungen zur Ausgestaltung der Ferienbetreuung im Rahmen des Rechtsan-

spruchs auf Ganztagsbetreuung an Grundschulen bisher feststehen. 

 

 

18.3.2024 

 

Steinhülb-Joos, Dr. Fulst-Blei, Born, Kenner, Röderer SPD 

 

 

 

B e g r ü n d u n g  

 

Mit dem kommenden Rechtsanspruch auf Ganztagsförderung an Grundschulen kommen auch auf das Land 

Baden-Württemberg neue Herausforderung und große Aufgaben zu. Gleichzeitig sollen die Ganztagesan-

gebote insgesamt ausgebaut werden. 

Unter anderem ist es dafür notwendig, dass für die Betreuungsangebote nach § 8b SchG Konzepte zum 

Schutz der Kinder implementiert, eingehalten und umgesetzt werden. 

Derzeit liegt die Aufsicht über Betreuungsangebote in kommunaler und freier Trägerschaft bei der Schul-

aufsichtsbehörde, was in der Praxis allerdings zu diversen Unklarheiten führt. Ebenfalls bestehen offene 

Fragen, inwiefern Ganztagsangebote an den Sonderpädagogischen Bildungs- und Beratungszentren umge-

setzt werden. Mit diesem Antrag soll diesbezüglich Klarheit geschaffen werden. 


